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 Fachbereich Planung und Umwelt  vom: 07.06.2004 
 
 
 Beschlussvorlage X öffentlich 
    

   nichtöffentlich 
 
TOP-Nr. Beratungsfolge 
  

 Planungs- und Umweltausschuss 
 Haupt- und Finanzausschuss 
 Rat der Stadt Kamen 
 
 
 
Bezeichnung des TOP 
 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 "Westick" gem. § 13 Baugesetzbuch 
hier: Satzungsbeschluss 
 

 
 
Ergebnis des Mitwirkungsverbotes nach § 31 GO NRW (in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994, zuletzt geändert am 03.02.2004): 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Kamen beschließt die gem. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführte 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Westick“ für eine Teilfläche im süd-östlichen 
Geltungsbereich gem. § 10 BauGB zusammen mit der dazu gehörigen Begründung nach 
Prüfung und Abwägung der in der Beschlussvorlage beschriebenen Sachlage und den dort 
dargelegten Belangen als Satzung (s. Anlage). 
  
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Der Bebauungsplan Nr. 3 „Westick“ ist mit der ortsüblichen Bekanntmachung am 26.08.1965 
in Kraft getreten. Einige Bereiche des damaligen Bebauungsplanes sind in den Folgejahren 
durch eine Neuaufstellung von selbständigen Bebauungsplänen in planungsrechtlicher 
Hinsicht aufgehoben worden. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 „Westick“ betrifft das Grundstück Gemarkung 
Westick, Flur 5, Flurstück 411, Königstraße 64. Der Eigentümer dieses Grundstückes hatte 
im Jahre 2003 mit Blick auf die Umsetzung eines Bauvorhabens einen Antrag auf Bauvor-
bescheid gestellt, der verbunden war mit einem Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen 
(§ 31 BauGB Ausnahmen und Befreiungen) des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 3 
„Westick“. Es lagen jedoch keine ausreichenden Gründe für eine Befreiung vor, so dass das 
Vorhaben einer Baulückenschließung zunächst abgelehnt werden musste, obwohl es aus 
städtebaulicher Sicht sinnvoll erscheint. 
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In Abstimmungsgesprächen mit der Oberen Bauaufsichtsbehörde beim Kreis Unna und der 
Bezirksregierung Arnsberg ist deutlich geworden, dass für eine Realisierung des Vorhabens 
eine Änderung des Bebauungsplanes erforderlich ist. Alle Einzelheiten der geplanten Ände-
rung sind dem beigefügten Planentwurf sowie der dazu gehörigen Begründung zu ent-
nehmen. Alle weiteren Festsetzungen, Kennzeichnungen und Hinweise zum Bebauungsplan 
sollen unverändert bleiben. 
 
Die Grundzüge der Planung des rechtskräftigen Bebauungsplanes werden durch die 
Nutzungsart „reines Wohngebiet“ sowie relativ großzügige nicht überbaubare Grundstücks-
flächen geprägt. Diese Grundzüge der Planung werden durch die geplante Änderung des 
Bebauungsplanes nicht berührt, insofern wird das Änderungsverfahren gem. § 13 BauGB 
(Vereinfachtes Verfahren) durchgeführt. Auch im Sinne einer Innenentwicklung wird so die 
städtebaulich sinnvolle Schließung einer „Baulücke“ ermöglicht (s. Begründung zum Ände-
rungsentwurf). 
 
Gem. § 13 BauGB ist u.a. den berührten Trägern öffentlicher Belange sowie den betroffenen 
Bürgern Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu geben. 
 
Träger öffentlicher Belange sind in diesem Falle nicht berührt. 
 
Betroffene Bürger im Sinne des § 13 BauGB sind die Eigentümer des westlich angren-
zenden, bebauten Grundstücks Gemarkung Westick, Flur 5, Flurstück 466, Haus-Nr. 62. 
Diesen Eigentümern ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist 
gegeben worden. In diesem Rahmen ist ihnen der Änderungsentwurf zusammen mit der 
Begründung sowie weitergehenden Erläuterungen zugeleitet worden. Stellung bezogen hat 
ein Vertreter der Eigentümer lediglich mündlich im Rahmen eines persönlichen Gespräches 
mit der Verwaltung. Hier ist nach einer eingehenden Erörterung des Sacherhaltes eine 
ablehnende Haltung gegenüber der geplanten Änderung des Bebauungsplanes formuliert 
worden. Es wurde dargelegt, dass das Flurstück 466 seinerzeit von den heutigen Eigen-
tümern auch vor dem Hintergrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes erworben 
worden ist, die eine Bebauung in der nunmehr geplanten Form nicht ermöglichen würde. 
Weitergehende fachliche, sachliche oder städtebauliche Gründe gegen die Änderung des 
Bebauungsplanes wurden nicht vorgebracht. 
 
Die Verwaltung ist der Auffassung, dass die geplante Änderung des Bebauungsplanes bzw. 
das auf dieser Grundlage realisierbare Bauvorhaben nicht zu negativen Auswirkungen auf 
das westlich angrenzende Nachbargrundstück führen wird. Unzumutbare städtebauliche 
oder nachbarschaftliche Spannungen sind nicht zu erwarten. Die Sachzusammenhänge 
sind in der Begründung und Abwägung des dargelegten Sachverhaltes die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 3 „Westick“ zusammen mit der Begründung als Satzung zu 
beschließen. 
 
Nach einer entsprechenden Beschlussfassung und der anschließenden ortsüblichen 
Bekanntmachung der 1. Änderung des Bebauungsplanes würde die Änderung Rechtskraft 
erlangen. 
 
  
 



 



 

 
 



 

 
 


